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Wenn die Werte so niedrig sind, worin kann dann eine Gefahr bestehen? 

Besondere Gefahr besteht durch die künstlichen radioaktiven Substanzen, die mit der Atmung 
und der Nahrung unbemerkt in den Körper gelangen, sich in den Organen und den Knochen 
ansammeln und laufend Strahlung abgeben. In Nahrungsmitteln kann sich die Konzentration 
sogar noch sehr verstärken. Ein Beispiel: Eine Kuh konzentriert über das verseuchte Gras je einem 
Liter Milch die radioaktive Jodmenge aus 5000 Kubikmetern Luft. 

Manche Isotope, die in den Körper gelangt sind, werden bald wieder ausgeschieden, andere blei- 
ben lebenslang im Körper. Schon ein unsichtbares Plutonium-Staubteilchen von Millionstel 
Gramm steigert deutlich das Krebsrisiko, wenn es sich in der Lunge festsetzt. Wir werden also 
nicht unmittelbar krank, aber die Wahrscheinlichkeit steigt, daß wir irgendwann im späteren 
Leben an Krebs erkranken werden. 

Was kann der Arzt für uns tun ?. 

Es gibt keine zuverlässige und ungefährliche Methode, radioaktive Substanzen wieder aus dem 
Körper zu entfernen. Einen (gewissen vorbeugenden Schutz - allerdings nur für die Schilddrüse 
und nur gegen radioaktives Jod - bieten Jodtabletten, wenn sie rechtzeitig vor der Strahlenbela- 
stung eingenommen werden. Die Einnahme muß jedoch vom Arzt überwacht werden, weil 
lebensgefährliche Nebenwirkungen auftreten können. 

Können auch künftige Generationen geschädigt werden? 

Ja, Erbschäden sind eine besondere Gefahr der Radioaktivität. 

„Nur Leute, die nie dabei waren, wenn eine Mißgebwt ins Dasein trat, nie ihr Wimmern hörten, 
nie Zeugen des Entsetzens der armen Mutter waren, Leute, die kein Herz haben, vermögen den 
Wahnsinn der Atomspaltung zu befürworten. " (Ein Wort von Albert Schweitzer) 

Die geheimen SDI-Rahmenabkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 

Vereinigten Staaten von Amerika vom 27. März B86 im 
Wortlaut 

Obwohl dieRegierungen der USA und derBundesrepubiik vereinbarthaben, dasRahmenabkom- 
men über die Bedingungen einer Teilnahme deutscher Firmen am Forschungsprogramm zur Stra- 
tegischen Verteidigungsinitiative (SDI) strikt geheim zu halten, ist es der Kölner Zeitung. Expreß" 
gelungen, den Wortlaut des Textes zu veröffen tiichen. Wir dokumentieren nachstehend den Text 
beider Abkommen sowie Auszüge aus dem sog. ,, Side Letters " der Unterhändler Perle und Scho- 
merus. D. Red. 

Gemeinsame Grundsatzvereinbarung zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
(Wortlaut) 

Einleitung 

Im Verlauf ihrer Konsultationen bekräftigten die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 
die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika die langjährige Zusammenarbeit ihrer Regie- 
rung, Unternehmen, Forschungseinnchtungen und anderer Stellen in den Bereichen der Indu- 
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stne, Wissenschaft, Technologie und Sicherheit. In der Erkenntnis, daß die Fortsetzung dieser 
Zusammenarbeit das Wachstum ihrer Volkswirtschaften fördert und ihre technologischen Kapazi- 
täten und ihre Sicherheit stärkt, bekräftigen die Regierungen gewisse Grundsätze der Zusammen- 
arbeit wie Meist-Begünstigung, freier Wettbewerb, Nicht-Diskriminierung und gemeinsame 
Sicherheitsinteressen. Diese Grundsätze sind unter anderem mit folgenden bestehenden zweisei- 
tigen Abkommen niedergelegt: 

- Dem Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsvertrag vom 29. Oktober 1954 

- Der Geheimschutz-Vereinbarung vom 23. Dezember 1960 mit Ergänzungen und den Verfah- 
rens-Vorschriften mit besonderer Berücksichtigung des Geheimschutzes bei der Industrie vom 
16. April 1970 mit Ergänzungen. 

- Dem Vertrag vom 23. August 1973 über die gegenseitigen Unterstützungen ihrer Zollverwal- 
tungen. 

Sowie ferner in mehrseitigen Ubereinkünften und Vereinbarungen, denen beide Regierungen als 
Vertragsparteien angehören. 

Neue Herausforderung für diese Zusammenarbeit 

Die moderne industrielle und technologische Entwicklung erfordert einen dynamischen Prozeß 
der Zusammenarbeit, insbesondere in den Bereichen Forschung, Entwicklung, Produktion, Ver- 
trieb und Ausfuhr, sowie den Austausch wissenschaftlicher Erkenntnisse und Informationen. Die 
Regierungen werden insbesondere bestrebt sein, unter Wahrung ihrer Sicherheitsinteressen den 
freien Austausch von Gütern, wissenschaftlichen Informationen und Technologien zwischen ihren 
beiden Ländern zu fördern. Sie werden bestrebt sein, die Wirksamkeit ihrer Ausfuhrgesetze, 
Bestimmungen und Verfahren zu steigern und dabei die mit ihnen verbundenen verwaltungstech- 
nischen Belastungen auf ein Mindestmaß zu beschränken. 

Die Regierungen sollen M Geiste der bilateralen Zusammenarbeit bei der Ausübung ihrer Ermes- 
sensfreiheit ihre beiderseitigen Interessen berücksichtigen. Sie werden sich bemühen, Streitigkei- 
ten in einer für beide Seiten befriedigenden Weise beizulegen. Die Regierungen sind der Auffas- 
sung, daß diese Zusammenarbeit gefördert werden muß und daß sie durch die Fortentwicklung 
und die Durchführung wirksamer Regelungen zum Schutze strategisch sensitiver Technologien 
gesichert werden sollte. 

Die Regiemngen geben der Erwartung Ausdruck, daß mit der Vertiefung der für beide Seiten 
nutzbringenden Zusammenarbeit in den Bereichen Industrie und Forschunq eine verstärkte - 
Zusammenarbeit bei der Anwendung und Durchsetzung vereinbarter Beschränkungen, betref- 
fend die Ausfuhr sensitiver, ihre qemeinsame Sicherheit berührender Technoloqien an verbotene - 
Bestimmungsorte, einhergehen wird. Zu diesem Zweck werden sie wirksame Schritte zur weite- 
ren Verstärkung von Schutzmaßnahmen für sensitive Technologieunternehmen und auf diesem 
Gebiet bestehende Gesetze und sonstige Rechtsvorschriften strikt anwenden und durchsetzen. 
Bei Mechanismen für die Förderung dieser Zusammenarbeit werden die Regierungen die 
genannten Grundsätze berücksichtigen. Die Regierungen erklären sich bereit, sich gegenseitig 
sowie ihren Unternehmen und Forschungseinrichtungen dabei zu helfen, einschlägigen Gesetzen 
und sonstigen Rechtsvorschriften sowie die Zwecke, zu denen sie v,erabschiedet wurden, voll und 
ganz zu verstehen. Beide Regierungen erkennen an, daß die vorherige Untemchtung der anderen 
Regierung über wichtige Entscheidungen oder Handlungen, die deren wesentlichen Interessen 
berühren, ein nützliches Mittel zur Erreichung gemeinsamer Ziele im Geiste der Zusammenarbeit 
darstellt. Die Regierungen werden rechtzeitig und auf angemessener Ebene, insbesondere in drin- 
genden Fällen, in Konsultationen eintreten, um Meinungsverschiedenheiten in einer für beide 
Seiten befriedigenden Weise beizulegen. Dabei werden sie bestrebt sein, die für einen erfolgrei- 
chen Abschluß ihrer Konsultationen erforderlichen Schritt zu unternehmen. 

Zur Erleichterung der Kommunikationen betreffend die in dieser Vereinbarung erwähnten Fra- 
gen der Zusammenarbeit erhält jede Regierung Sonderbeauftragte. Deren Aufgabe wird es sein, 
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die Bereiche festzulegen, die im Einklang mit den genannten Gmndsätzen und Zielen gegebe- 
nenfalls von Zeit zu Zeit einer weiteren Kläning bedürfen. Zu diesem Zwecke sollen sich die Son- 
derbeauftragten regelmäßig treffen und bereit sein, kurzfristig zusammenzutreten, wenn dies von 
einer der beiden Regierungen gewünscht wird. 

Die Konsultationen und sonstigen Mechanismen der Verständigung, wie sie in dieser Vereinba- 
rung niedergelegt sind, lassen bilaterale oder internationale Konsultationsmechanismen, die den 
beiden Regierungen zur Verfügung stehen, unberührt. 

Überprüfung 

Die Regiemngen werden nach Ablauf eines Jahres ihre Erfahmngen mit allen in dieser Vereinba- 
rung behandelten Angelegenheiten überprüfen. 

Gültigkeit für das Land Berlin 

Diese gemeinsame Gmndsatzvereinbarung gilt auch für das Land Berlin vorbehaltlich der Rechte 
und Verantwortlichkeiten der französischen Republik, des Vereinigten Königreichs Großbritan- 
nien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika, sofern nicht die Regiemng der 
Bundesrepublik Deutschland gegenüber der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
innerhalb von drei Monaten nach Unterzeichnung dieser Vereinbarung eine gegenseitige Erklä- 
rung abgibt. Unterzeichnet in Washington, D.C., 27. März 1986 für die Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland, Martin Bangemann. Für die Regiemng der Vereinigten Staaten von Amerika, 
Weinberger. 

Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Wirtschaft, handelnd im 
Namen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland, und dem Verteidi- 
gungsminister, handelnd im Namen der Regierung der Vereinigten Staaten 
von Amerika, über die Beteiligung deutscher Unternehmen, Forschungsein- 
richtungen und anderer Stellen an der Forschung im Zusammenhang mit der 
Strategischen Verteidigungsinitiative (Wortlaut) 

1. Der Bundesminister für Wirtschaft handelnd im Namen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland 

In Anbetracht der Stellungnahme der Regierung der Bundesrepubiik Deutschland in bezug auf 
das Forschungsprogramm zur Strategischen Verteidigungsinitiative, wie sie in ihren Erklärungen 
vom 27. März, 18. April und 18. Dezember 1985 zum Ausdmck gebracht hat, 

und der Verteidigungsminister handelnd im Namen der Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika eingedenk dessen, daß er in dieser Eigenschaft verbündete Nationen förmlich einlud, 
sich an dem als strategische Verteidigungsinitiative bezeichneten Verteidigungs-Forschungspro- 
gramm zu beteiligen, 

in der Erwartung, daß eine solche Beteiligung zu einer wesentlichen Verbesserung der Qualität, 
zeitgerechten Durchführung und Kosteneffektivität dieser Forschung führen wird; 

unter Bekundung des gemeinsamen Interesses beider Parteien an der Schaffung einer breiten 
Gmndlage für eine möglichst umfassende Beteiligung deutscher Unternehmen und Forschungs- 
einrichtungen und anderer Stellen, die sich am SDI-Forschungsprogramm beteiligen möchten; 

in dem Wunsch, in diesem Zusammenhang wiederkehrende Verfahrens- und Sachfragen zu 
behandeln, 

vereinbaren sie folgende Leitlinien: 
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2. Durchführung 

Für die einzelnen SDI-Forschungsvorhaben werden gesonderte Projektverträge und gegebenen- 
fails andere Durchführungsvereinbarungen nach dieser Vereinbarung geschlossen. Diese Ver- 
träge und andere Durchführungsvereinbarungen sollen durch diese Vereinbarung erleichtert 
werden und mit ihr im Einklang stehen. Im Falle von Widersprüchen zwischen dieser Vereinba- 
rung und einer Durchführungsvereinbaning werden die Regierungen in Konsultationen eintre- 
ten, um diese Widersprüche auszuräumen. 

3. Bestehende mereinkunfl 

3.1 Diese Vereinbamng wird in Übereinstimmung mit den geltenden Gesetzen, den sonstigen 
Rechtsvorschriften der nationalen Politik und den internationalen Verpflichtungen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regiemng der Vereinigten Staaten von Amenka durch- 
geführt sowie seitens der Vereinigten Staaten unter Beachtung des amerikanisch-sowjetischen 
ABM-Vertrages von 1972. Im Falle von Widersprüchen zwischen der Anwendung dieser Verein- 
barung und geltenden Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschnften nationaler Politik und intema- 
tionalen Verpflichtungen werden die Regierungen in Konsultationen eintreten, um diese Wider- 
sprüche auszuräumen. 

3.2 Beide Regierungen kommen überein, bei der Ausarbeitung der besonderen Bestimmungen, 
die in Verträge über Forschungsvorhaben und andere Durchführungsvereinbarungen nach dieser 
Vereinbarung aufgenommen werden sollen, nach Möglichkeit auf bestehende Übereinkünfte 
zurückzugreifen. In diesem Zusammenhang gelten - soweit anwendbar - insbesondere die fol- 
genden zwei Seiten der fjbereinkünfte entsprechend. 

3.2.1 Die Geheirnschutz-Vereinbarungen vom 23. Dezember 1960 mit Ergänzungen und Verfah- 
rensvorschriften mit besonderer Berücksichtigung des Geheimschutzes bei der Industrie vom 
16. April 1970 mit Ergänzungen. 

3.2.2 Die Vereinbarungen vom 17. Oktober 1978 über Grundsätze der gegenseitigen Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der Forschung und Entwicklung, Fertigung, Beschaffung und der logisti- 
schen Unterstützung von Wehrgerät. 

3.2.3 Anhang 5 vom 6. Dezember 1983 zur Vereinbarunq über Grundsätze der qeqenseitiqen - - 
~usammenarbeit auf dem Gebiet der Forschung, ~ n t w i c k i u n ~ ,  Fertigung und Beschaffung ;nd 
der logistischen Unterstützung von Wehrgerät (Grundsätze der Vertragsverwaltung). 

3.2.4 Anhang 6 vom 6. Dezember 1985 zu der Vereinbarung über Grundsätze der gegenseitigen 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Forschung und Entwicklung, Fertigung und Beschaffung 
und der logistischen Unterstützung von Wehrgerät (Abkommen über gegenseitige Amtshilfe auf 
dem Gebiet der Preiskosten-Prüfung bei Aufträgen für Verteidigungszwecke). 

3.2.5 Das Abkommen vom 4. Januar 1956 zur Erleichterung des Austauschs von Patenten und 
technischen Erfahrungen über Verteidigungszwecke. 

4. Begriffsbestimmungen 

4.1 ,,Verschlußsachen": Informationen, die im Interesse der nationalen Sicherheit schutzbedürf- 
tig sind. Von den Vereinigten Staaten werden solche Informationen mit .top secret" , „secretU und 
,,coniidential" gekennzeichnet. Von der Bundesrepublik Deutschland mit „streng geheim", 
„geheimu, „VS-vertraulich" und „VS -nur für den Dienstgebrauch". 

4.2 ,,Technische Daten": Informationen jeglicher Art einschließlich Erfmdungen oder Ent- 
deckungen, ob Patent hierbei oder nicht, die für Entwurf, Fertigung, Herstellung, Nutzung oder 
Nachbildung von Gegenständen oder Materialien genutzt bzw. für diese Zwecke aufbereitet wer- 
den können. 
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4.3 „Computer-Software" : Computer-Programme und Datenspeicher für Computer. 

4.4 ,,Hintergnindinformationen ": Technische Daten und Computer-Software, die für ein konkre- 
tes Forschungsvorhaben notwendig oder nützlich sind, jedoch vor Beginn des Forschungsvorha- 
bens oder außerhalb der Vorlagen. 

4.5 .Vordergrundinformationen": Technische Daten und Computer-Software, die im Laufe der 
Arbeiten auf Grund eines Vertrags oder eines bestimmten Forschungsvorhabens erzeugt werden 
einschließlich jeder Erfindung oder Entdeckung, ob patentierbar oder nicht, und die im Laufe der 
Arbeiten auf Grund des Vertrags oder Forschungsvorhabens entwickelt oder erstmals praktisch 
anwendbar gemacht worden sind. 

4.5 ,,Eigentumsrechtlich geschützte Informationen" : Alle Hintergrund- oder Vordergrundinfor- 
mationen, die als geistiges Eigentum privatrechtlich geschützt sind, sowie alle Informationen, die 
gewöhnlich vom Auftraggeber vertraulich behandelt werden, sofern sie nicht allgemein bekannt 
oder aus anderen Quellen allgemein zugänglich oder von der übermittelnden Partei oder Dritten 
ohne eine Vereinbarung über die vertrauliche Behandlung schon einmal zugänglich gemacht 
worden sind. 

4.7 „Deutsche Beteiligung": Aiie deutschen Gesellschaften, Unternehmen, Forschungseinrich- 
tungen oder andere Stellen, die vereinbarte SDI-Forschungsvorhaben durchführen, sei es auf 
Grund von Verträgen, Unter-Verträgen, Gemeinschaftsuntemehmen, Partnerschaften oder auf 
anderem Wege. Im Sinne dieser Vereinbarung umfaßt der Begriff .mögliche deutsche Beteili- 
gung" auch Stellen, die sich um Verträge für SDI-Forschungsvorhaben bewerben oder solche aus- 
handeln. 

5. Mechanismen für Zusammenarbeit und Akquisition bei SDI-Forschung 

5.1 Für das Zustandekommen einer Beteiligung am SDI-Forschungsprogramm können unter- 
schiedliche Methoden gewählt werden. Darunter folgende: 

5.1.1 Die Regierung der Vereinigten Staaten kam mit deutschen Unternehmen, Forschungsein- 
richtungen und anderen Stellen unmittelbar Verträge abschließen. Die Regierung der Vereinigten 
Staaten schließt die Verträge in mereinstimmung mit den amerikanischen Gesetzen und sonsti- 
gen Rechtsvorschriften sowie ihren Verpflichtungen auf Grund dieser Vereinbarung. 

5.1.2 Hauptauftragnehmer können Unter-Verträge mit Unternehmen, Forschungseinrichtungen 
und anderen Stellen in beiden Ländern schließen. Alle Unter-Verträge sind in Übereinstimmung 
mit den geltenden Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften und den Bestimmungen des jewei- 
ligen Hauptvertrages zu vergeben. 

5.1.3 Deutsche und amerikanische Unternehmen, Forschungseinrichtungen und andere Stellen 
können Gemeinschaftsunternehmen, Partnerschaften und andere Arten der Zusammenarbeit 
vereinbaren. 

5.2 Diese Vereinbarung soll die Beteiligung deutscher Unternehmen, Forschungseinrichtungen 
und anderer Stellen auf der Grundlage eines gerechten und echten Wettbewerbs erleichtern. Sie 
schließt andere gegenseitige vertragliche Regelungen in ffbereinstimmung mit den jeweiligen 
Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften und der Politik der beiden Regierungen nicht aus, 
wenn dies von deutschen Beteiligten gewünscht wird. 

5.3 Vorbehaltlich der Beachtunq der amerikanischen Gesetze und sonstiqen Rechtsvorschriften 
der nationalen Politik und internationalen Verpflichtungen wird sich die ~ G g i e r u n ~  der Vereinig- 
ten Staaten bemühen, es deutschen und amerikanischen Unternehmen, Forschunqseinrichtunaen - 
und anderen Stellen zu ermöglichen, sich zu gleichen Bedingungen um Verträge, die im Rahmen 
dieser Vereinbarung gegeben werden, zu bewerben. Um eine solche wettbewerbliche Beteili- 
gung zu erleichtern, verpflichtet sich die Regierung der Vereinigten Staaten unter Mitarbeit der 
zuständigen deutschen Stellen - soweit dies geeignet und notwendig erscheint - deutschen 
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Unternehmen, Forschungseinrichtungen und anderen Stellen rechtzeitig alle für eine solche wett- 
bewerbliche Beteiligung erforderlichen Informationen zu übermitteln. 

5.3.1 Grundsätze und Verfahren der Auftragsvergabe stehen im Einklang mit der Vereinbarung 
von 1978 über die Grundsätze der gegenseitigen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Forschung 
und Entwicklung, Fertigung, Schaffung und der logistischen Unterstützung von Wehrgerät. Die 
Preis- und Kostenprüfung wird in Ubereinstimmung mit dem Abkommen vom Dezember 1985 
über gegenseitige Amtshilfe auf dem Gebiet der Preis- und Kostenprüfung bei Aufträgen für Ver- 
teidigungszwecke durchgeführt. 

5.3.2 Die US-Federal-Acquisitions-Regulation (FAR) und das Department of Defense Supplement 
(DFAR) enthalten Richtlinien für die Vergabe von Verträgen durch das amenkanische Verteidi- 
gungsministenum einschließlich der erforderlichen Information für den Nachweis des Preises für 
eine bestimmte Ware und Dienstleistung. 

5.4 In Übereinstimmung mit dem Grundsatz der Beschaffung auf der Basis eines gerechten und 
echten Wettbewerbs, den in dieser Vereinbarung niedergelegten Bedingungen, den einschlägi- 
gen amerikanischen technischen Erfordernissen sowie der Verfügbarkeit entsprechender Haus- 
haltsmittel will die Regierung der Vereinigten Staaten alles in ihren Kräften stehende tun, um die 
Beteiligung zu erleichtern, so daß der Umfang der Beteiligung deutscher Firmen, Forschungsein- 
richtungen und anderer Stellen den in Frage kommenden deutschen industriellen Forschungska- 
pazitäten entspricht. 

5.5 Im Hinblick auf die möglichen Folgeverträge wendet die Regierung der Vereinigten Staaten 
ihre Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften in gleicher Weise auf amerikanische und deutsche 
Auftragnehmer an. 

6. Informationsaustausch und Rechte an geistigem Eigentum 

6.1 In Übereinstimmung mit den geltenden Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften der natio- 
nalen Politik und internationalen Verpflichtungen sowie vorbehaltlich der Rechte Dritter an geisti- 
gem Eigentum nutzen die Regierungen ihre Ermessensfreiheit zur Förderung der Zusammenar- 
beit. Die technischen Daten und Computer-Software, die für die D u r c h f h n g  von Projektverträ- 
gen oder anderen Durchführungsvereinbarungen nach dieser Vereinbarung benötigt werden, 
werden den in Frage kommenden Beteiligten in Übereinstimmung mit solchen Verträgen und 
anderen geltenden Durchführungsvereinbarungen sowie im Einklang mit den einschlägigen Ver- 
fahren nach dieser Vereinbarung übermittelt. Für jeden Projektvertrag bzw. jede Durchfühmngs- 
vereinbarung gelten folgende Bestimmungen: 

6.1.1 Informationsaustausch: Soweit es diese Vereinbarung vorsieht und in Übereinstimmung mit 
den amerikanischen und deutschen Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschnften und der nationa- 
len Politik bemühen sich beide Regierungen zu einem effizienten Ablauf des Informationsaustau- 
sches beizutragen. 

6.1.2 Besuche: Besuche werden in Ubereinstimmung mit der Geheimschutz-Vereinbarung vom 
23. Dezember 1960 mit Ergänzungen gehandhabt. Vor der Vereinbarung eines konkreten Vertra- 
ges oder einer anderen Durchführungsvereinbarung nach dieser Vereinbarung werden Anträge 
beider Regierungen auf Besuchs-Genehmigungen im Zusammenhang mit diesem Vertrag oder 
dessen Durchfühmngsvereinbarung in Übereinstimmung mit den geltenden Verfahren so rasch 
wie möglich bearbeitet. Nach Zustandekommen eines Vertrages oder einer anderen Durchfüh- 
rungs-Vereinbarung kann jede Regierung dem Regierungs- oder Auftragnehmer-Personal der 
anderen Seite eine Pauschal-Ermächtigung für weitere ~ e i u c h e  bei ihren Stellen und Auftragneh- 
mern erteilen. Ist die Pauschalermächtigung erteilt, so können die Einzelheiten weiterer Besuche 
direkt mit der zuständigen Stelle bzw. dem jeweiligen Auftragnehmer abgesprochen werden. 

6.1.3 Konferenzen: Vertreter der Regierungen und der Auftragnehmer beider Staaten erhalten 
die gleichen Möglichkeiten an Konferenzen, an denen teilzunehmen sie berechtigt sind und die 
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mit kooperativen SDI-Programmen und -Verträgen im Zusammenhang stehen, teilzunehmen. Zur 
Erleichterung der Teilnahme an solchen Konferenzen stellen die Regierungen sicher, daß diese 
Vertreter die für die Teilnahme an solchen Konferenzen erforderlichen Voraussetzungen erfüllen. 

7. Informationsschutz 

7.1 Beide Regierungen erkennen die Gefährdung, die sich für ihre gemeinsame Sicherheit durch 
die Gefahr eines unbefugten Transfers von sensitiver SDI-Technologie an verbotene Bestim- 
mungsorte ergibt. Sie kommen daher überein, im Einklang mit ihren nationalen Sicherheitsinter- 
essen, Gesetzen und ihrer nationalen Politik alle notwendigen und geeigneten Schritte zu unter- 
nehmen, um einen solchen unbefugten Transfer von sensitiver SDI-Technologie an verbotene 
Bestimmungsorte zu verhindern. 

7.2 Als Verschlußsache eingestufte technische Daten- und Computer-Software, die auf Gmnd 
eines SDI-Projekt-Vertrages oder einer anderen Durchführungs-Vereinbarung auf Grund dieser 
Vereinbamng ausgetauscht oder erzeugt werden, werden in Übereinstimmung mit der Geheim- 
schutz-Vereinbarung vom 23. Dezember 1960 mit Ergänzung und den Verfahrensvorschnften mit 
besonderer Berücksichtigung des Geheimschutzes bei der Industrie vom 16. April 1970 mit Ergän- 
zungen geschützt. Jede Regiemng hat die Einstufungsbefugnis, für die Hintergrund-lnformatio- 
nen, die sie der anderen Regierung oder ihren Auftragnehmern nach Maßgabe dieser Vereinba- 
rung übermittelt. Das Verteidigungsministerium der Vereinigten Staaten gibt für jeden Vertrag 
und jede Durchführungsvereinbamng Anweisung, im Bezug auf die Einstufung. Ergeben sich 
Einstufungsfragen, die in dem Vertrag oder einer anderen Durchführungs-Vereinbamng nicht 
eindeutig geregelt sind, so können diese Fragen zwischen den Parteien des Vertrages oder der 
Durchführungs-Vereinbarungen erörtert werden. Die letztendliche Einstufungs-Befugnis für 
Vordergrundinformation liegt jedoch bei dem Verteidigungsministerium der Vereinigten Staaten. 

7.2.1 Im Hinblick auf die Einstufung von Forschungsergebnissen als Verschlußsache stimmen 
beide Regierungen dabei überein, daß gewisse Informationen von unbefugter Offenlegung 
geschützt werden müssen. Beide Regierungen teilen jedoch auch die Auffassung, daß von der Ein- 
stufung als Verschlußsache kein übermäßiger Gebrauch gemacht werden und eine Einstufung 
nur erfolgen sollte, wenn Gmnd zu der Annahme besteht, daß eine Offenlegung der betreffenden 
Information die nationale Sicherheit eines der beiden Länder beeinträchtigen würde. 

7.3 Beide Regierungen werden alle ihnen zur Verfügung stehenden rechtlichen Schritte unter- 
nehmen um zu verhindern, daß im Rahmen dieser Vereinbamng vertraglich übermittelte Informa- 
tionen aufgrund einer gesetzlichen Vorschrift offengelegt werden. Es sei denn, die andere Regie- 
rung und gegebenenfalls der Auftragnehmer, der die Information liefert, stimmen einer solchen 
Offenlegung zu. 

7.4 Als Beitrag zu diesem erwünschten Schutz werden die Informationen, die die eine Regierung 
der anderen zugeleitet hat, als Verschlußsache in Ubereinstimmung mit der Geheirnschutz-Ver- 
einbarung vom 23. Dezember 1960 mit Ergänzungen und Verfahrens-Vorschriften mit besonderer 
Be~cksichtigung des Geheimschutzes bei der Industrie vom 16. April 1970 mit Ergänzungen 
gekennzeichnet entsprechend der angemessenen nationalen Verschlußsacheneinstufung: Oder 
falls es sich nicht um eine Verschlußsache handelt, wird auf die Tatsache hingewiesen, daß die 
Informationen im Zusammenhang mit dieser Vereinbamng vertraulich gegeben werden. 

7.5 Nicht als Verschlußsache eingestufte vertraulich mitgeteilte Hintergrundinforrnationen wer- 
den in einer Weise gesichert, die ihren angemessenen Schutz vor unbefugter Offenlegung 
gewährleistet. Diese Informationen können nicht als Verschlußsache eingestufte technische 
Daten und Computer-Software umfassen, die den amerikanischen Ausfuhr-Kontrollgesetzen 
unterliegen. Sie werden so gekennzeichnet und geschützt, daß eine Wiederausfuhr oder Verbrei- 
tung, die mit den Bedingungen des Vertrages oder einer anderen Durchführungs-Vereinbarung 
nicht im Einklang steht ohne die Zustimmung der Informationen übermittelnden Regierung bzw. 
des Auftragnehmers verhindert wird. 
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7.6 Beide Regiemngen sind bestrebt, vorbehaltlich ihrer innerstaatlichen Gesetze und Durchfüh- 
rungsbestimmungen eine Politik zur Sicherung von Informationen zu vermeiden, die sich auf im 
Rahmen dieser Vereinbarung mitgeteilte Informationen rückwirkend auswirken würde. 

8. Rechte an geistigem Eigentum und Nutzung der Informationen 

8.1 Hintergrundinformation: Weitergegebene Hintergmndinformationen werden geschützt und 
dürfen ohne die Einwilligung des Eigentümers nicht für Zwecke benutzt oder weitergegeben wer- 
den, die nicht in dem Vertrag oder einer anderen Durchfühmngs-Vereinbarung festgelegt sind. 
Die Beteiligung an einem SDI-Forschungsvorhaben b e ~ h r t  das Eigentum- und Nutzungsrecht 
des Urhebers an diesen Informationen nicht. 

8.2 Eigentumsrechtlich geschützte Informationen unterliegen den Rechten des Eigentümers und 
solchen Nutzungsrechten, wie sie zu Gunsten jeder Regierung und jedes Auftragnehmers erho- 
ben werden können. Der Empfänger solcher Informationen hat vor Nutzung, vor Äußerung oder 
Weitergabe solcher Informationen an Dritte die Zustimmung desjenigen einzuholen, der die Infor- 
mation liefert. 

8.3 Vordergmndinformation: 

8.3.1 Eigentumsrechte an technischen Daten und Computer-Software, die im Rahmen von SDI- 
Forschungsverträgen entstehen, werden dem Auftragnehmer angeboten, der die technischen 
Daten und Computer-Software erzeugt hat. Es sei denn, die Regiemng der Vereinigten Staaten 
sieht in Übereinstimmung mit ihren innerstaatlichen Gesetzen und Durchführungsbestimmungen . 

in bezug auf das Recht am geistigen Eigentum etwas anderes vor für Verträge, die ausschließlich 
von ihr finanziert werden. 

8.3.2 Deutsche Beteiligung: Deutsche Beteiligte können sich für eine Beteiligung an vertragli- 
chen Vereinbarungen im Zusammenhang mit SDI-Forschungsvorhaben entscheiden, die aus- 
schließlich von den Vereinigten Staaten finanziert werden. In Übereinstimmung mit den amerika- 
nischen Gesetzen und Durchführungsbestimmungen und unter Bestimmungen und Bedingun- 
gen, die nicht ungünstiger sind als solche für amenkanische Auftragnehmer verlangen derartige 
vertragliche Vereinbarungen normalerweise, daß die Regiemng der Vereinigten Staaten unein- 
geschrankte Rechte an den im Rahmen von SDI-Verträgen erzeugten technischen Daten und 
Computer-Software erhält, das heißt lizenzgebührenfreie Rechte, diese Informationen ganz oder 
teilweise in  jeder Weise und für jeden Zweck zu nutzen, zu vervielfältigenoder offenzulegen. Dies 
schließt das Recht des Auftragnehmers, von ihm erzeugte technische Daten und Computer-soft- 
Ware vorbehaltlich der besonderen Bedingungen des jeweiligen Vertrags und der geltenden 
Sicherheitsvorschnften zu nutzen, nicht aus. 

8.3.3 Die Regiemng der Vereinigten Staaten bemüht sich, in Ihereinstimmung mit den Sicher- 
heitsinteressen, Gesetzen und der Politik der Vereinigten Staaten sowie vorbehaltlich der Eigen- 
tumsrechte Dritter die Nutzung von Ergebnissen von nichtklassifizierten Forschungsvorhaben auf 
dem Gebiet der SDI-Technologien für nichtmilitärische Zwecke zuzulassen. 

8.3.4 Die Regierung der Vereinigten Staaten und die Bundesregierung werden sich nach Kräften 
bemühen, die Verhandlungen über die notwendigen Lizenzen, Lizenzgebühren und den Aus- 
tausch von technischen Informationen mit ihren jeweiligen Unternehmen und anderen Inhabern 
solcher Rechte zu unterstützen. 

8.3.5 Die Weitergabe von Forschungsergebnissen, die irn Rahmen von SDI-Verträgen von Toch- 
ter-Unternehmen deutscher Muttergeselischaften mit Sitz in den Vereinigten Staaten gewonnen 
werden, wird vorbehaltlich der Beachtung der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften sowie 
der Politik der Vereinigten Staaten erleichtert. 
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9. Zusätzliche Informationen 

In Anerkennung ihrer gemeinsamen Sicherheitsinteressen und zur Erleichterung der wirksamen 
Durchführung dieser Vereinbarungen werden das Verteidigungsministerium der Vereinigten 
Staaten und des Bundesministeriums der Verteidigung der Bundesrepublik Deutschland einen 
gegenseitigen Informationsaustausch in den beiden Seiten zu vereinbarenden Bereichen der SDI- 
Forschung durchführen. Darüber hinaus vereinbaren sie einen Know-how-Austausch in Berei- 
chen der SDI-Forschung, die gegenseitig vereinbart und von ihnen als für die Verbesserung der 
konventionellen Verteidigung, insbesondere der Luftverteidigung, nützlich erachtet werden. Die- 
ser Austausch wird in Übereinstimmung mit den geltenden arnenkanischen und deutschen Geset- 
zen, den sonstigen Rechtsvorschnften und der nationalen Politik und den internationalen Ver- 
pflichtungen sowie den Eigentumsrechten Dritter erfolgen. 

10. Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

10.1 Diese Vereinbarung, die in englischer und deutscher Sprache abgefaßt ist, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist, tntt am Tage der letzten Unterzeichnung in Kraft. 

10.2 Jede Regierung kann diese Vereinbarung außer Kraft setzen, indem sie dies der anderen 
Regierung unter Wahrung einer Frist von drei Monaten mitteilt. Die Bestimmungen betreffen die 
Außerkraftsetzung eines konkreten Forschungsvorhabens und sindim einzelnenin den gesonder- 
ten Vereinbarungen für dieses Vorhaben enthalten. 

10.3 Im Falie der Außerkraftsetzung dieser Vereinbarungen gelten die Bestimmungen über den 
Schutz und die Sicherheit von Informationen weiter. 

Geschehen zu Washington D.C. am 27. März 1986. Für 'die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland Martin Bangemann und für die Regierung der Vereinigten Staatenvon Amerika Cas- 
par Weinberger. 

Briefwechsel zwischen den Delegationsleitern Schomerus und Perle über 
Einschränkungen des Osthandels (Auszüge) 

Perle an Schomerus (17. März) 

Lieber Lorenz, 

. . . Damit die US-Seite die Maßnahmen voll verstehen kann, die Sie beabsichtigen, und um die 
Wirksamkeit Ihrer einheimischen Kontrollen über den Export sensitiver ~ e c h n o l i ~ i e n  zu stärken, 
wäre es sehr hilfreich, wenn Sie verschiedene Punkte detaillierter beschreiben können, als dies in 
der gemeinsamen Übereinkunft möglich ist. 

Im einzelnen: Können Sie die Änderungen in der Struktur der deutschen Gesetze beschreiben, die 
Sie zur Verbesserung der Ausfuhrkontrollen vorschlagen wollen? Würde nach den Änderungen, 
die Sie vorschlagen wolien, der Transfer von durch das Cocom gesperrter Technologie ohne 
Genehmigung der Bundesregierung eine Verletzung der deutschen Gesetze darsteilen? Welche 
Strafen würden in einem solchen Fall verhängt werden? Strebt die Bundesregierung nach dem 
neuen Gesetz ein Strafmaß an, das die notwendige Schärfe besitzt, um als starkes Abschreckungs- 
mittel gegen unerlaubte Ausfuhren zu wirken? 

Könnten Sie bitte auch die Maßnahmen schildern, die Sie zur verstärkten Durchfühmng des 
Cocom-Embargos zu ergreifen gedenken? Beabsichtigen Sie, den Personalstab für die Durchfüh- 
rungsaufgaben und für Lizenzüberprüfungen zu erweitern? 

Wir meinen, daß die Zusammenarbeit zwischen uns, wie sie in Paragraph 3 der gemeinsamen 
Grundsatzerklärung vorgesehen ist, durch eine Absprache erleichtert würde, daß wir uns gegen- 
seitig auf bilateraler Basis konsultieren, um unsere jeweilige Einstellung zur Verhandlung der 
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Cocom-Liste abzustimmen, bevor entscheidende Fragen auf der Cocom-Tagung in Paris zur Spra- 
che gebracht werden. Wir hoffen, daß Sie damit einverstanden sind. 

Ferner meinen wir, daß die in Paragraph 3 genannte Verpflichtung eine Vereinbarung umfassen 
sollte, wonach bis zum Abschluß der besagten dringenden Konsultationen keine Seite irreversible 
Maßnahmen trifft, welche die Konsultationen fruchtlos machen würden. Das heißt, wir wären 
beide bereit, in dringenden Fällen über einen angemessenen Zeitraum den Versand von 
Embargo-Gütern in einer Weise, die eine Rückholung unmöglich machen würde, nicht zuzulas- 
sen. 

Was das Völkerrecht anlangt, so betrachtet die amerikanische Regierung die gemeinsame Grund- 
satzerklärung mehr als politische Verpflichtung denn als Rechtsdokument. 

Schomerus an Perle (27. März) 

Lieber Richard, 
vielen Dank für Ihr Schreiben, das sich auf einige der Fragen bezieht, die wir nach Unterzeichnung 
der gemeinsamen Grundsatzvereinbarung noch weiter erörtern müssen. Zunächst darf ich Ihnen 
zu den von Ihnen aufgeworfenen Fragen einige Erklärungen geben. Wir arbeiten daran, die Über- 
wachung von Embargo-Gütern bei deren Bewegungen innerhalb des Territoriums der Bundesre- 
publik Deutschland zu verbessern. Das schließt geeignete Maßnahmen hinsichtlich solcher Bewe- 
gungen nach, von und innerhalb Berlins ein. 

Insbesondere beabsichtigen wir, für den Verkauf von Embargo-Gütern und -Technologien an 
gewisse Ausländergmppen eine Genehmigungspflicht einzuführen. Zu dieser Kategorie zählen 
Angehörige ausländischer diplomatischer oder konsularischer Missionen. 

Ebenso planen wir eine Änderung der Bestimmungen für Transitgeschäfte mit Embargo-Gütern. 

Überdies haben die zuständigen Stellen Diskussionen über eine Verschärfung der Strafen für Ver- 
letzungen der Ausfuhrkontrollgesetze aufgenommen. In diesem Zusammenhang prüfen wir auch 
Möglichkeiten einer Änderung der Beweislast 

Diese Gesetzesänderungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Genehmigung durch das 
Parlament. Wir wurden kürzlich vom Bundestag ermächtigt, das mit Cocom und Exportkontroll- 
fragen befaßte Personal im Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft zu erweitern. 

Außerdem weise ich Sie darauf hin, daß folgende Behörden in den Bereichen Sicherheitspolitik 
und Ausfuhrkontrollen, Lizenzvergabe und Untersuchungen einen festen Mitarbeiterstab unter- 
halten: das Bundeswirtschaftsministerium, das Bundesfinanzministerium, das Außenministerium, 
verschiedene Zolldienststellen und 16 regionale Finanzämter. Insgesamt beschäftigen diese 
Behörden etwa 2500 Mitarbeiter verschiedener Dienstgrade und fachlicher Qualifikationen. 

Es besteht Einverständnis darüber, daß wir weiterhin gemeinsam daran arbeiten wollen, das 
Cocom zu einem noch wirkungsvolleren Instrument auszubauen und die tagliche Kooperation 
zwischen den Cocom-Mitgliedern zu verbessern. Wir wollen auch die Ergebnisse unserer bilatera- 
len Gespräche über besondere Cocom-Angelegenheiten auswerten . . . 

Ich stimme Ihrer Auslegung des Paragraphen 3 zu, vorbehaltlich natürlich der deutschen Gesetze 
und Bestimmungen. 

Hinsichtlich des letzten Absatzes Ihres Schreibens erinnere ich, daß wir gemeinsame Konsultatio- 
nen mit den anderen Verbündeten verabredeten. Die Bundesregierung wird das Dokument dann 
auf dem üblichen Verfahrenswege bearbeiten. 




